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Anhörung bei Aufhebung einer vormundschaftlichen Massnahme

Problem- und Fragestellung

Im Zusammenhang mit der Aufhebung von vormundschaftlichen Massnahmen stellen sich betreffend der Anhörung der Betroffenen verschiedene Fragen: 
1. Müssen die Betroffenen bei der Aufhebung einer vormundschaftlichen Massnahme (Kindes- und Erwachsenenschutz) angehört werden?

2. Gesetzliche Grundlagen dieser Anhörungspflicht?

3. Umstände, bei denen auf eine Anhörung verzichtet werden kann?

Erwägungen

Aus dem Gesetzeswortlaut ergibt sich keine Antwort auf die Frage, ob die betroffene Person auch im Aufhebungsverfahren angehört werden muss (im ZGB wird lediglich die Anhörungspflicht im Anordnungsverfahren erwähnt). Um auf die Frage eine Antwort zu erhalten, bedarf es einer grundlegenden Auseinandersetzung. Hierzu Folgendes:

Anhörungspflicht im Allgemeinen

Die Anhörung verfolgt zwei Zwecke: Zum einen bietet sie der betroffenen Person Gelegenheit, sich persönlich gegenüber der über die Massnahme entscheidenden Behörde zu äussern (Mitwirkungs- und Verteidigungsrecht), zum anderen dient die Anhörung der Sachverhaltsabklärung
. Weil die Anhörung nicht nur ein Verteidigungsrecht der betroffenen Person ist, sondern auch der Sachverhaltsermittlung dient, kann die betroffene Person nicht rechtsgültig auf die Anhörung verzichten; im Rahmen der Sachverhaltsermittlung ist die Anhörung unabdingbar, damit sich die Behörde ein eigenes und unmittelbares Bild von der konkreten aktuellen Situation machen kann. Auch kommt es nicht auf die Urteilsfähigkeit der betroffenen Person an; grundsätzlich ist also auch die urteilsunfähige Person mündlich anzuhören
.

Die Anhörung ist sowohl im Kindes- wie im Erwachsenenschutzrecht ein wichtiger Bestandteil der Verfahrensgarantien. Soweit nicht bereits auf Bundesebene im ZGB Verfahrensvorschriften festgesetzt sind, richtet sich das Verfahren (und somit auch die Anhörung) nach den jeweiligen kantonalen
 Bestimmungen (vgl. entsprechende Verweise in Art. 373 Abs. 1 ZGB bezüglich des Anordnungs- und Art. 434 Abs. 1 ZGB bezüglich des Aufhebungsverfahrens). Wo kantonale Vorschriften fehlen oder nicht genügen, greifen unmittelbar die bundesrechtlichen Vorschriften. 

Bundesrechtlich ist die Anhörung im vormundschaftlichen Verfahren in Art. 314 Ziff. 1 ZGB (betreffend Anhörung von Kindern) sowie in Art. 374 Abs. 1 und 2 in fine ZGB (betreffend Anhörung von Erwachsenen) geregelt. Die Anhörung geht überdies als Teil des generellen Anspruchs auf rechtliches Gehör auch aus Art. 29 Abs. 2 BV hervor, wobei der Anspruch auf Anhörung im vormundschaftlichen Verfahren weiter geht als der in der Verfassung garantierte Anspruch auf rechtliches Gehör: Im Gegensatz zum rechtlichen Gehör i. S. v. Art. 29 Abs. 2 BV, welches auch schriftlich gewährt werden kann, ist die betroffene Person im vormundschaftsbehördlichen Verfahren grundsätzlich immer mündlich und persönlich anzuhören
.

Anhörungspflicht im Aufhebungsverfahren (Fragen 1 und 2)

Da es sowohl bei der Anordnung wie bei der Aufhebung um den gleichen Sachverhalt geht, nämlich um die Frage, ob eine Person im Sinne des Gesetzes schutzbedürftig ist oder nicht (mehr), ist es angezeigt, dieselben Verfahrensgarantien aufzustellen. Die Anhörung dient – wie oben erwähnt – nicht nur der Wahrung der Verteidigungsrechte der betroffenen Person, sondern sie bildet auch ein Mittel der Sachverhaltsermittlung: Durch die Anhörung verschafft sich die entscheidende Behörde ein eigenes aktuelles Bild über die geistige Verfassung der betroffenen Person und über die Notwendigkeit der Anordnung, Weiterführung oder Aufhebung der vormundschaftlichen Massnahme. Art. 374 ZGB statuiert in diesem Zusammenhang einen allgemeinen Grundsatz: Der Anspruch auf Anhörung besteht nicht nur bei der Anordnung, sondern auch im Verfahren zur Aufhebung der Vormundschaft
; die betroffene Person muss folglich auch zur Aufhebung der Massnahme angehört werden, und zwar nach denselben Massstäben, wie dies auch bei der Anordnung der entsprechenden vormundschaftlichen Massnahme der Fall wäre
. Die Bestimmungen der Anhörungspflicht im Anordnungsverfahren sind für das Aufhebungsverfahren analog anwendbar. 

Für das Erwachsenenschutzverfahren umschreibt Art. 374 Abs. 1 und 2 in fine ZGB die Anhörungspflicht bei Entmündigungen. Gestützt auf Art. 397 Abs. 1 ZGB gilt dieser allgemeine Grundsatz der Anhörungspflicht auch in Verfahren bei Errichtung einer Beistand- oder Beiratschaft
. Bezüglich Aufhebung der Beiratschaft verweist Art. 439 Abs. 3 ZGB explizit auf die Verfahrensbestimmungen zur Aufhebung der Vormundschaft. Wiederum i. V. m. Art. 397 Abs. 1 ZGB gilt die Anhörungspflicht auch im Aufhebungsverfahren für Beistandschaften. 
Für das Kindesschutzverfahren umschreibt Art. 314 Ziff. 1 ZGB die Anhörungspflicht: Das Kind ist vor Erlass von Kindesschutzmassnahmen zwingend anzuhören, soweit nicht sein Alter oder andere wichtige Gründe dagegen sprechen. Für das Aufhebungsverfahren ist diese Bestimmung analog anwendbar. 

Die Anhörungspflicht der Vormundschaftsbehörde im Kindesschutzverfahren ist nicht nur gestützt auf Art. 314 ZGB geboten, sondern auch gestützt auf den direkt anwendbaren Art. 12 UKRK
: Gemäss dieser Bestimmung ist das Kind in allen es berührenden Gerichts- und Verwaltungsverfahren in geeigneter Weise persönlich anzuhören, wenn es fähig ist, sich eine eigene Meinung zu bilden. 

Als weitere Rechtsgrundlage der Anhörungspflicht ist schliesslich das „Kreisschreiben des Bundesgerichts vom 18. Mai 1914
 an die kantonalen Regierungen betreffend das Verfahren bei Entmündigungen“ zu erwähnen. In diesem Kreisschreiben wird explizit von einer „mündlichen Verhandlung“ geschrieben. Das Kreisschreiben ist sinngemäss auch im Aufhebungsverfahren anzuwenden
.

Verzicht auf die Anhörung (Frage 3)

Grundsätzlich sind die betroffenen Personen - sowohl Erwachsene wie Kinder, und zwar sowohl im Anordnungs- wie Aufhebungsverfahren unabhängig von der konkreten Massnahme - immer mündlich und persönlich anzuhören. Von der Anhörung kann nur in seltenen Ausnahmefällen abgesehen werden.

Wenn eine formelle Anhörung nicht möglich ist (vgl. unten), sind aufgrund der Offizialmaxime andere Mittel der Sachverhaltsabklärung einzusetzen
: Abklärungsbericht, Gutachten, Arztzeugnisse, Aussagen von Dritten einholen oder Augenschein. 

Ob in einem konkreten Fall auf eine Anhörung verzichtet wird, ist eine Rechtsfrage und liegt im Ermessen der über die Massnahme entscheidenden Behörde (die Behörde ist entsprechend nicht an die allfälligen Empfehlung des Gutachters/der Gutachterin gebunden
); der Verzicht auf die Anhörung ist formell zu beschliessen, zu begründen und kann auf dem Rechtsmittelweg angefochten werden. In einem Beschwerdeverfahren ist von Amtes wegen zu prüfen, ob die Vorinstanz der Anhörungspflicht nachgekommen ist. Ein Entscheid ist wegen Verletzung des Anhörungsanspruchs auch dann aufzuheben, wenn eine Anhörung am Entscheid materiell nichts geändert hätte
.

Im Folgenden werden Gründe aufgeführt, bei deren Vorliegen ein Verzicht auf eine formelle Anhörung geprüft werden kann: 

Ein Verzicht auf die Anhörung von Erwachsenen kommt insb. aus folgenden Gründen in Frage: 

· wenn durch die Anhörung die Massnahme vereitelt würde oder wenn Gefahr in Verzug ist (dies ist im Aufhebungsverfahren kaum gegeben); diesfalls müsste die Anhörung nachgeholt werden;

· wenn die betroffene Person der Einladung zur Anhörung keine Folge leistet und keine Möglichkeit besteht, die Anhörung mittels Zwangsmasssnahmen zu bewirken
;

· wenn die mündliche Anhörung der betroffenen Person gesundheitlich schaden könnte (diese Ausnahme ist lediglich bei Entmündigungen nach Art. 369 ZGB denkbar, und auch dort nur mit äusserster Zurückhaltung zu handhaben; im Rahmen eines Aufhebungsverfahrens würde der Verzicht einer Anhörung aus medizinischen Gründen aber wohl der Aufhebung ohnehin entgegenstehen
);

· wegen Sinn- und Zwecklosigkeit der Anhörung (auch diese Ausnahme ist nur mit grösster Zurückhaltung anzuwenden)
;

· wenn die Verhältnisse hinlänglich bekannt sind und die betroffene Person explizit auf eine Anhörung verzichtet (z. B. Verbeiständeter nach Art. 308 ZGB wird volljährig und beantragt schriftlich die Anordnung einer Beistandschaft nach Art. 394 ZGB und verzichtet explizit auf eine persönliche Anhörung);

· wenn eine Massnahme von Gesetzes wegen aufgehoben werden muss (z. B. Vormundschaft nach Art. 371 ZGB nach Beendigung der Haft). 

Ein Verzicht auf die Anhörung von Kindern kommt insb. aus folgenden Gründen in Frage (bezüglich der Frage, ob in einem konkreten Fall von der Anhörung abgesehen werden soll, ist immer auch der Zweck der Anhörung und die damit verbundene mögliche Belastung für das Kind zu berücksichtigen)
:

· wenn das Alter gegen eine Anhörung spricht (über das Alter, ab welchem ein Kind anzuhören ist, gehen die Meinungen stark auseinander: Rumo-Jungo
 und Schütt
 plädieren für eine Anhörung bereits ab ca. 5. Altersjahr, Nufer
 hingegen erst ab ca. 11. Altersjahr. Generell ist das Kind entsprechend seiner Reife, seines Alters und der Urteilsfähigkeit anzuhören und nicht aufgrund einer schematisch fixierten Alterslimite vom Verfahren auszuschliessen
); 

· aus gesundheitlichen oder entwicklungspsychologischen Gründen (wenn die Anhörung beim Kind zu einer Beeinträchtigung der Gesundheit oder des seelischen Gleichgewichts führen könnte
, fehlende Sprachfähigkeit, psychische Entwicklungsstörung); 

· wenn das Kind bereits im Rahmen einer Begutachtung (z. B. Abklärungsbericht des Jugendsekretariats) befragt wurde und nach den gesamten Umständen nicht zu erwarten ist, dass sich zusätzliche Erkenntnisse ergeben würden
 oder der erhoffte Nutzen in keinem vernünftigen Verhältnis zu der durch eine Befragung verursachten Belastung des Kindes stünde
; 

· wenn der Sachverhalt auch ohne Anhörung festgestellt werden kann
 und sich das Kind entschieden gegen die Anhörung ausspricht
;

· wenn die Massnahme durch die Anhörung vereitelt würde (z. B. Entführungsgefahr, was bei einem Aufhebungsverfahren aber kaum der Fall sein dürfte); 

· wenn die vormundschaftliche Massnahme von Gesetzes wegen aufgehoben werden muss (z. B. Vormundschaft nach Art. 368 ZGB bei Erreichen der Mündigkeit); 

· wenn das Kind, dessen Sorgezuteilung nicht strittig ist, kurz vor der Mündigkeit steht
; 

· wenn für das Kind bereits eine Beistandschaft besteht und die Beiständin/der Beistand die Meinung des Kindes hinreichend ins Verfahren eingebracht hat
.
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� Vgl. Thomas Geiser in Basler Kommentar zum Schweizerischen Privatrecht (im Folgenden zitiert mit �   BSK-Geiser), N 4 zu Art. 374 ZGB.


� Bernhard Schnyder/Erwin Murer in Berner Kommentar zum Schweizerischen Privatrecht (im Folgenden �   zitiert mit BEKO), N 52 zu Art. 374 ZGB (bei der „Anhörung“ einer urteilsunfähigen Person handelt es sich �   häufig eher um einen Augenschein als um eine formelle Anhörung). 


� Je nach Kanton finden sich Verfahrensbestimmungen im Einführungsgesetz zum ZGB oder es wird auf die �   sinngemässe Anwendung der kantonalen Zivilprozessordnung oder die Verwaltungsverfahrensgesetzgebung �   verwiesen.


� BEKO N 7 zu Art. 374 ZGB sowie BSK-Geiser N 14 zu Art 373 ZGB und N 3 zu Art. 374 ZGB.


� BGE 117 II 379 und BGE 117 II 138 sowie BSK-Geiser N 11 zu Art. 374 ZGB sowie N 11 zu Art. 434 ZGB.


� Die (bundesprivatrechtliche) Anhörungspflicht analog Art. 374 ZGB wurde vom Bundesgericht in �   BGE 117 II 379 für das Aufhebungsverfahren inzwischen explizit bejaht, nachdem es diese Frage in einem �   Entscheid vom 24. August 1977 (publiziert in ZVW 1979 S. 156ff.) noch offen gelassen hat. 


� BSK-Geiser N 11 zu Art. 374 ZGB, vgl. auch BGE 117 II 134 und BGE 113 II 228.


� UNO-Konvention über die Rechte der Kinder vom 20. November 1989, kurz UNO-Kinderrechtskonvention �   oder UKRK; für die Schweiz in Kraft seit 26. März 1997 (AS 1998 2053ff.). Die direkte Anwendbarkeit von �   Art. 12 UKRK wurde vom Bundesgericht in BGE 124 III 90 bestätigt.


� publiziert in BGE 40 II 182-184 sowie BEKO N 34ff. zu Art. 374 ZGB. �   Vgl. auch Hans Michael Riemer, Grundriss des Vormundschaftsrechts, 2. Auflage 1997, § 1 N 5 (zur �   Rechtsnatur) sowie § 4 N 71 (zum Inhalt). 


� Riemer, a.a.O., § 4 N 200. 


� Vgl. BEKO N 86 zu Art. 374 ZGB und BSK-Geiser N 9 zu Art. 374 ZGB. 


� BSK-Geiser N 10 zu Art. 374 ZGB. 


� BEKO N 14 zu Art. 374 ZGB sowie BSK-Geiser N 10 zu Art 374 ZGB.


� Zum Vorgehen der Einladung vgl. Christoph Häfeli, Wegleitung für vormundschaftliche Organe, 3. Auflage �   1998, Wädenswil, S. 179f. 


� vgl. BSK-Geiser N 7 zu Art. 374 ZGB und N 6 zu Art. 436 ZGB. 


� BEKO N 84 zu Art. 374 ZGB und BSK-Geiser N 7 zu Art. 374 ZGB.


� Dieter Freiburghaus, Auswirkungen der Scheidungsrechtsrevision auf die Kinderbelange und die �   vormundschaftlichen Organe, in ZVW 4/1999 S. 133ff., S. 142; vgl. auch BGE 122 III 403. �   Generell kann hier auch auf die Literatur und Rechtsprechung zu Art. 144 Abs. 2 ZGB verwiesen werden.


� Alexandra Rumo-Jungo/Guy Bodenmann, die Anhörung von Kindern aus rechtlicher und psychologischer �   Sicht, in FamPra.ch 1/2003 S. 22ff, S. 26.


� Thomas Schütt, Die Anhörung des Kindes im Scheidungsverfahren, Diss. Zürich 2002, S. 71.


� Heinrich Nufer, die Kommunikationssituation bei der Anhörung von Kindern, in SJZ 95/1999, S. 317. 


� Beschluss eines Obergerichtes vom 10. Juli 2001 (publiziert in ZVW 3/2002 S. 111-113).


� Thomas Schütt, a. a. O., S. 72 und Thomas Sutter/Dieter Freiburghaus, Kommentar zum neuen �   Scheidungsrecht, Zürich 1999, N 39 zu Art. 144. 


� BGE 127 III 295. 


� Patrizia Levante, Die Wahrung der Kindesrechte im Scheidungsverfahren – die Vertretung des Kindes im �   Besonderen, Diss. S. Gallen 2000, S. 44.


� Dieter Freiburghaus, a. a. O., S. 142.


� Vgl. BGE 5P.319/2001.


� Baviera/Häfeli/Vogel/Stettler, Neues Scheidungsrecht: Auswirkungen auf die Tätigkeiten der �   vormundschaftlichen Organe, Hrsg. VBK, Luzern 2001 (im Folgenden zitiert VBK-Broschüre), S. 13.


� VBK-Broschüre, S. 14.
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